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Deutschland leistet sich eine nicht enden wollende 
Steuerreformdiskussion. Steuerreformen sind 

noch nicht in Kraft getreten, da werden bereits erneut 
neue „Große“ Steuerreformen gefordert. Das geltende 
Steuerrecht sei „nicht reformierbar“, „verfassungswid-
rig“, „zu kompliziert“, „leistungsfeindlich“. 

Vor diesem Hintergrund entstehen umfassende 
Steuerreformvorschläge mit dem Anspruch, vorhan-
dene Mängel zu beseitigen, insbesondere solle das 
Steuerrecht einfacher werden. Paul Kirchhof1 hat 
ein derartiges Konzept präsentiert. Eine vollständige 
Gegenfi nanzierung2 seiner Reformvorschläge ist dort 
nicht vorgesehen. Es wird weiter in nicht unumstrit-
tener Weise verfassungsrechtlich argumentiert: Eine 
ungleiche Steuerlast allein wegen der Rechtsreform 
sei verfassungswidrig3.

Die vollständige Umsetzung der Vorschläge 
Kirchhofs würde im Entstehungsjahr – nach voller 
Wirksamkeit sämtlicher Ent- und Belastungen – nach 
Berechnungen der Steuerabteilungsleiter des Bundes 
und der Länder zu Steuermindereinnahmen von 11,4 
Mrd. Euro führen4. Weit höhere Steuermindereinnah-
men würden in den ersten Jahren (Rechnungsjahre) 
entstehen, die aber durch entsprechende Übergangs-
regelungen reduziert werden könnten. 

Kirchhofs Vorschläge werfen Fragen auf, die häufi g 
auch bei anderen Debattenbeiträgen eine Rolle spie-
len: Gehört es zu den Aufgaben der Wissenschaft, 
der Politik ein umfassendes Steuerreform-Konzept 
zur Umsetzung vorzuschlagen, das auch Werturteile 

Ekkehart Wilk

Plädoyer für eine effi zientere 
Steuerreformdebatte

Steuerreformdiskussionen begleiten den politischen Entscheidungsprozess schon seit 
langem. Sind die Diskussionsbeiträge für die politische Willensbildung nutzbar? Inwieweit 
lässt sich die Wirkungsanalyse von Steuerreformvorschlägen verbessern? Kann auf den 

Selbstfi nanzierungseffekt derartiger Konzepte gesetzt werden oder sollte eine vollständige 
Gegenfi nanzierung vorgelegt werden? Welche Bedeutung hat die Rechtsformneutralität 
der Besteuerung in Relation zu anderen Zielen? Führen die Vorschläge tatsächlich zur 

Steuervereinfachung und welche Relevanz kommt einer Vereinfachung zu?

von erheblicher Bedeutung enthält? Kann auf den 
Selbstfi nanzierungseffekt derartiger Konzepte gesetzt 
werden oder sollte eine vollständige Gegenfi nanzie-
rung vorgelegt werden? Welche Bedeutung hat die 
Rechtsformneutralität der Besteuerung in Relation zu 
anderen Zielen? Führen die Vorschläge tatsächlich zur 
Steuervereinfachung und welche Relevanz kommt ei-
ner Vereinfachung zu?

Ist das Steuerrecht der geeignete Ansatzpunkt, 
um ein gesellschaftspolitisches Modell5 – der Staat 
solle sich bei der Steuerbelastung auf ein Viertel des 
Einkommens seiner Bürger und Unternehmen be-
schränken – durchzusetzen? Ist es nicht Aufgabe des 
politischen Willensbildungsprozesses, über Aufgaben/
Ausgabenniveaus und damit auch über die Höhe der 
geplanten Steuereinnahmen zu entscheiden? 

Neben den Reformvorschlägen Kirchhofs sollen 
insbesondere Vorschläge der Kommission „Steuerge-
setzbuch“ der Stiftung Marktwirtschaft (im Folgenden 
auch: Stiftung Marktwirtschaft) analysiert werden. Die 
Stiftung Marktwirtschaft hat wesentliche Elemente zur 
Reform der Einkommens- und Unternehmensbesteu-

Dr. Ekkehart Wilk, 60, ist Unternehmensberater 
in Bonn/Wachtberg und in der Politikberatung 
tätig. Er war Mitarbeiter im Bundesfi nanzminis-
terium und Mitglied der Hauptgeschäftsführung 
eines Verbandes.

1 Vgl. P. K i rc h h o f : Einkommensteuer-Gesetzbuch, Heidelberg 2003.

2 Vgl. Bericht der Abteilungsleiter (Steuern) der obersten Finanzbehör-
den des Bundes und der Länder, Berlin, 16. Februar 2004.

3 Vgl. o.V.: Kirchhof will Entlastungen breit streuen, in: Frankfurter All-
gemeine Zeitung vom 27. August 2005, S. 13.

4 Vgl. Bericht der Abteilungsleiter…, a.a.O.

5 Siehe P. K i rc h h o f : Der sanfte Verlust der Freiheit, München 2004. 
Vgl. o.V.: 25 Prozent Steuern für alle. Das ist die Obergrenze, in: Frank-
furter Allgemeine Zeitung vom 21. August 2005, S. 13.

6 Siehe Tagungsbericht der Kommission „Steuergesetzbuch“: Neu-
ordnung der Unternehmensteuer, Berlin, 22. September 2005. 

7 Siehe Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaft-
lichen Entwicklung (im Folgenden zitiert als: Sachverständigenrat): 
Jahresgutachten 2003, Deutscher Bundestag, Drucksache 15/2000, 
S. 333 ff.
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erung am 22. September 2005 in Berlin vorgestellt6; 
in der Tagespresse haben Mitglieder der Kommission 
„Steuergesetzbuch“ Stellung bezogen. Auch die Vor-
schläge des Sachverständigenrats zur Begutachtung 
der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung (im Folgen-
den vereinfachend: Sachverständigenrat) zur Dual-in-
come-tax7 werden in die Betrachtung einbezogen.

Das immer wieder erneute Infragestellen vorgenom-
mener Reformen oder das Entdecken eines erneuten 
Reformbedarfs entspricht den Interessen von Verbän-
den, die eine geringere Steuerlast erreichen wollen. 
Dies kann gleichzeitig im gesamtwirtschaftlichen Inter-
esse liegen, kann aber auch dazu führen, dass bei be-
grenzter Diskussions- und Problemlösungskapazität 
andere relevante Fragestellungen nicht aufgegriffen 
werden, weil sie von Diskussionen über steuerliche 
Fragen verdrängt werden. Eine Setzung von Priori-
täten kommt zu kurz. Hinzu kommt, dass die Erwar-
tungen von Konsumenten und Investoren negativ 
beeinfl usst werden, wenn permanent über „schlechte“ 
steuerliche Rahmenbedingungen geklagt wird oder 
Hoffnungen auf Steuersenkungen geweckt werden, 
die später enttäuscht werden. Es würde sicherlich die 
Diskussion versachlichen, wenn der nicht selten ver-
wandte Hinweis auf „schlechte“ Rahmenbedingungen 
für „den Mittelstand“ präzisiert würde, indem von klei-
neren und mittleren Unternehmen gesprochen würde, 
die je nach Rechtsform entweder mit Einkommensteu-
er oder Körperschaftsteuer sowie der Gewerbesteuer 
belastet sind.

Das immer wieder erneute Infragestellen einer 
durchgeführten Reform macht auch die Kritik am 
neuen Körperschaftsteuerrecht mit dem Halbein-
künfteverfahren und der Abschaffung des Anrech-
nungsverfahrens deutlich. Dabei wird die Forderung 
nach Rechtsformneutralität der Besteuerung in den 
Vordergrund gerückt, so z.B. von Paul Kirchhof8. Auch 
die Stiftung Marktwirtschaft misst der Rechtsformneu-
tralität eine hohe Bedeutung bei9.

Vereinfachung des Steuerrechts?

Die Forderung nach einer Vereinfachung des Steu-
errechts begleitet nahezu jede Steuerreformdebatte. 
Der Begriff Vereinfachung ist positiv besetzt und 
wird daher häufi g auch von denjenigen verwandt, 
die primär eine Steuerentlastung anstreben und/oder 

die Durchsetzungschancen ihres eigenen Vorschlags 
verbessern wollen. Dabei werden auch Vorschläge 
gemacht, die eher zur Komplizierung des Steuerrechts 
beitragen. Auch dient der Hinweis auf kompliziertes 
geltendes Recht und den eigenen „einfachen“ Vor-
schlägen häufi g dazu, neue Steuerreformdebatten 
auszulösen.

So wird zum Beispiel das Programm der Stiftung 
Marktwirtschaft mit dem einleitenden Satz vorgestellt: 
„Das deutsche Steuerrecht gilt als das komplizierteste 
der Welt.“10 Es sollen Vorschläge gemacht werden, die 
„ein(en) Fluchtweg aus dem Steuerchaos bieten“11. 
Dem Ziel Vereinfachung des Steuerrechts soll eine 
zentrale Bedeutung zukommen: „Radikal sind wir (nur) 
beim Abbau von Komplizierungen des deutschen 
Steuerrechts.“12

Im Gegensatz hierzu werden aber weitreichende 
Vorschläge gemacht, die eher zur Komplizierung des 
Steuerrechts beitragen: Die Stiftung Marktwirtschaft 
empfi ehlt eine allgemeine Unternehmensteuer, die 
alle Unternehmen, unabhängig von der Rechtsform, 
erfasst13. Dabei wird im Wesentlichen das Ziel verfolgt, 
für Personenunternehmen eine steuerliche Begüns-
tigung einbehaltener Gewinne, die bei Kapitalgesell-
schaften nach geltendem Recht bereits erfolgt, zu 
erreichen; wenn auch in anderer Ausgestaltung. 

Darüber hinaus wirft eine allgemeine Unterneh-
mensteuer Umsetzungsprobleme auf: Allein 2,8 Mio. 
Personengesellschaften und Einzelunternehmer (ein-
schließlich freiberufl ich Selbständige) müssten sich 
auf ein grundlegend geändertes Steuerregime einstel-
len, vor allem: 

• eine Trennung der betrieblichen von der Privatsphäre,

• eine nicht abgeschlossene Besteuerung, da the-
saurierte Gewinne bis zur Entnahme steuerverhaftet 
sind14.

Problematisch ist die „Trennlinie“ der Steuerbelas-
tungsunterschiede zwischen einbehaltenen und ent-
nommenen Gewinnen. Eine weitere Trennlinie verläuft 
zwischen Freiberufl ern und Angestellten. Sollte z.B. 

8 P. Kirchhof antwortete auf eine Frage bezüglich der unterschied-
lichen Besteuerung von juristischen und natürlichen Personen: „Es 
gibt keinen Rechtfertigungsgrund, juristische und natürliche Personen 
unterschiedlich zu besteuern“, Interview in: Welt am Sonntag vom 5. 
11. 2000, S. 65.

9 Vgl. Tagungsbericht der Kommission „Steuergesetzbuch“, a.a.O., 
S. 6.

10 N. H e r z i g , J. H e y, J. L a n g , M. M ö s s n e r : Ein Fluchtweg aus 
dem Steuerchaos, in: Frankfurter Allgemeine Zeitung vom 6. August 
2005, S. 13.

11 Ebenda.

12 J. Lang bei der Vorstellung des „Projekts Steuergesetzbuch“, 
o.V.: Experten wollen Steuerrecht sanieren, in: Handelsblatt vom 
2.12.2004, S. 3. 

13 Vgl. Tagungsbericht der Kommission „Steuergesetzbuch“, a.a.O.

14 Vgl. V. L i e t m e y e r, O. P e t z o l d : Bedingungen und Ziele für ein 
Reform der Unternehmensbesteuerung, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 
85. Jg. (2005), H. 9, S. 593.
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der freiberufl ich tätige Arzt in den Genuss eines be-
günstigten proportionalen Steuersatzes für einbehal-
tene Gewinne kommen, der angestellte Arzt dagegen 
mit seinem Einkommen in vollem Umfang der progres-
siven Einkommensteuer unterliegen? Angestellte wür-
den zu Verlagerungsaktivitäten in steuerbegünstigte 
Personenunternehmen angeregt. Vielleicht würde es 
eine steuermotivierte Gründungswelle von Ein-Perso-
nen-Unternehmen geben, mit entsprechenden Folgen 
für die Sozialversicherung.

Der Gesetzgeber und die Finanzverwaltung würden 
dem wahrscheinlich entgegenwirken. Ein neues Feld 
für die Rechtsprechung und die steuerrechtliche Lite-
ratur würde eröffnet. Der Ruf nach Vereinfachung und 
einer grundlegenden Steuerreform würde nicht lange 
auf sich warten lassen. Die permanente Steuerreform-
diskussion könnte fortgesetzt werden.

Vielleicht denken die Mitglieder der Kommission 
„Steuergesetzbuch“ über die Ausführungen von Fried-
rich Merz auf der Tagung der Stiftung am 22. Septem-
ber 2005 in Berlin noch einmal nach: „Eine einfache 
Unternehmensbesteuerung könne allein deshalb nicht 
versprochen werden, weil das Unternehmensteuer-
recht in einer komplexen Welt immer komplex bleiben 
werde.“15 

Scheinbar einfache Vorschläge werden häufi g 
nach eingehender Diskussion und parlamentarischer 
Beratung komplizierter. Einwände von Verbänden, 
mit Hilfe der Opposition über den Bundesrat/Vermitt-
lungsausschuss durchgesetzt, können erheblich zur 
Komplizierung beitragen. „Einfache“ oder kurzfristig 
verabschiedete Gesetze mit Regelungslücken, auch 
aufgrund von Beratungsdefi ziten, werden im Laufe der 
Zeit durch Gerichtsentscheidungen und Verwaltungs-
anweisungen immer komplizierter.

Die Zusammenfassung von Einkunftsarten führt 
nicht unbedingt zu einer Vereinfachung. Materieller 
Regelungsbedarf wird dadurch nicht aufgehoben. Die 
Verwendung neuer Begriffe im Steuerrecht kann zu 
einer längeren Phase der Unsicherheit führen, da sich 
ihre materielle Klärung durch Rechtsprechung und 
Verwaltung in der Regel über einen längeren Zeitraum 
erstreckt.

Komplizierte Steuergesetze sind nicht selten im 
Interesse der Steuerzahler. Ein gutes Beispiel ist die 
in § 10 EStG vorgesehene „Günstigerprüfung“ bei den 
Vorsorgeaufwendungen durch die Finanzbehörden, 

die im Zuge der Realisierung des nachgelagerten Ver-
fahrens bei der Besteuerung von Alterseinkünften und 
den damit erforderlichen erheblichen Änderungen bei 
den Vorsorgeaufwendungen zum 1.1.2005 eingeführt 
wurde. 

Die Vereinfachung von Steuergesetzen, Steuerricht-
linien und Steuererlassen, die Unternehmen betreffen,  
dürfte insbesondere bei größeren Unternehmen keine 
wesentlichen Wachstumsimpulse auslösen, zumal hier 
Steuerberater und Wirtschaftsprüfer zur Verfügung 
stehen. Unternehmen profi tieren teilweise von der Un-
übersichtlichkeit der Steuergesetzgebung, insbeson-
dere soweit branchenspezifi sche „günstige“ Regelun-
gen vorliegen. In diesem Fall haben sie Wettbewerbs-
vorteile gegenüber anderen Branchen und möchten 
die komplizierten Regelungen aufrechterhalten.

Häufi g werden die einfachen Steuersysteme in den 
Beitrittsländern Osteuropas als Vorbild für Steuer-
reformen in Deutschland genannt. Dabei wird außer 
Acht gelassen, dass hier aus der Not eine Tugend 
gemacht wurde: Nach dem Zusammenbruch der kom-
munistischen Regime mussten Steuersysteme, die für 
Marktwirtschaften brauchbar sind, neu konzipiert und 
umgesetzt werden. Eine entsprechende Steuerver-
waltung und Justiz war nicht vorhanden und musste 
erst allmählich aufgebaut werden. Insoweit bestand 
faktisch überhaupt nicht die Möglichkeit, komplizierte 
Steuergesetze einzuführen. Es bleibt abzuwarten, ob 
nicht diese Steuersysteme im Laufe der Zeit differen-
zierter und damit auch komplizierter werden.

Ein Erfolg von Vereinfachungsbemühungen dürfte 
auch aufgrund der entgegengesetzten Interessen 
des Steuergesetzgebers und der Finanzverwaltung 
einerseits und des Steuerpfl ichtigen andererseits 
begrenzt bleiben: Der Fiskus möchte sein Ziel der 
Einnahmeerzielung erreichen, der Steuerpfl ichtige 
möglichst wenig zahlen. Einzelne Gruppen von Steu-
erpfl ichtigen werden auch weiterhin ihr legitimes Ziel 
der Minimierung der eigenen Steuerlast verfolgen. 
Steuergesetzgeber und Verwaltung versuchen, durch 
gesetzliche Maßnahmen und/oder Verwaltungsanwei-
sungen dem entgegenzuwirken. Die Rechtsprechung 
wird in Anspruch genommen. Das Steuerrecht bleibt 
kompliziert.

Fazit: Der Anspruch auf Steuervereinfachung sollte 
nur dann erhoben werden, wenn Vorschläge eindeu-
tig zur Vereinfachung des Steuerrechts beitragen; 
eine Verschiebung von Regelungserfordernissen auf 
Justiz und/oder Verwaltung sollte unterbleiben oder 
detailliert aufgezeigt werden. Steuervereinfachungs-
vorschläge sollten aufkommensneutral im Rahmen 

15 Tagungsbericht der Kommission „Steuergesetzbuch“, a.a.O., S. 5. 
Friedrich Merz ist Mitglied im politischen Beirat der Kommission 
„Steuergesetzbuch“.
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des Steuersystems konzipiert und nicht mit Steuer-
entlastungsprogrammen „vermischt“ werden. Führen 
Steuerreformvorschläge zu erheblichen Steuerminder-
einnahmen, so sollten die angestrebten Steuerentlas-
tungen explizit als Ziel genannt und nicht das Etikett 
Vereinfachung in den Vordergrund gerückt werden. 

Wirkungsanalysen verbessern

In der derzeitigen steuerpolitischen Diskussion fehlt 
es an fundierten Wirkungsanalysen16. Die Gegenfi nan-
zierung von Steuersatzsenkungen durch eine Verbrei-
terung der Steuerbemessungsgrundlagen – insbe-
sondere bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer 
– ist allokationspolitisch erwünscht. So schlägt z.B. 
Kirchhof vor, die degressive Abschreibung im Rahmen 
der Umsetzung seines Gesamtkonzepts abzuschaffen 
und durch eine lineare Abschreibung zu ersetzen17. 

Kritiker verweisen auf unerwünschte Wirkungen die-
ses Vorschlags. Ein Ende der degressiven Abschrei-
bung würde die Investitionsneigung des Mittelstands 
bremsen18, der deutschen Wirtschaft würden 7,5 Mrd. 
Euro an Liquidität entzogen19. Isoliert betrachtet haben 
diese Kritiker recht: Die Abschaffung der degressi-
ven Abschreibung hat eine Steuermehrbelastung zur 
Folge, durch Beibehaltung der degressiven Abschrei-
bung kann die hemmende Wirkung dieser Belastung 
vermieden werden. Diese Argumentation basiert auf 
der Tatsache, dass jede Steuerbelastung hemmt: die 
Mehrwertsteuer den Konsum, die Einkommensteu-
er Konsum und Sparen, die Körperschaftsteuer die 
Investitionstätigkeit, etc. Aufgrund des fi nanziellen 
Entzugseffeks der Besteuerung ist diese Wirkung un-
vermeidbar.

Konsequent zu Ende gedacht, müsste das gesamte 
Steuersystem abgeschafft werden, um hemmende 
Wirkungen der Besteuerung zu beseitigen. Wirkungs-
analysen, die sich auf diesen banalen Sachverhalt 
beschränken, sind unbrauchbar. Sie sind leider weit 
verbreitet und tragen erheblich zur Ineffi zienz der steu-
erpolitischen Willensbildung bei. 

Erforderlich sind vergleichende Wirkungsanalysen, 
die be- und entlastende Maßnahmen umfassen. In die-
sem Fall sind die Wirkungen einer Steuersatzsenkung 
und der Abschaffung der degressiven Abschreibung 

im Vergleich zum geltenden Recht zu untersuchen. 
Eine umfassende vergleichende Wirkungsanalyse 
relativiert die isoliert analysierten positiven Effekte der 
Steuersatzsenkung sowie die negativen Wirkungen 
der Abschaffung der degressiven Abschreibung. Es 
kommt auf den Gesamteffekt an.

Als weiteres Beispiel für die Vernachlässigung aus-
sagefähiger Wirkungsanalysen soll auf die Diskussion 
um eine zeitliche Begrenzung des Verlustvortrags 
eingegangen werden. Es wird argumentiert, dass eine 
zeitliche Begrenzung risikoreiche Investitionen diskri-
miniere. Isoliert betrachtet könnte diese Auffassung 
vertreten werden. Eine Beschränkung auf diese Aus-
sage ist aber nicht ausreichend, denn die Begrenzung 
des Verlustvortrags führt zu Steuermehreinnahmen, 
die zur Steuersatzsenkung verwandt werden können. 
Im Kontext der Diskussion um eine Gegenfi nanzierung 
zur geplanten Senkung des Körperschaftsteuersatzes, 
wie auf dem „Job-Gipfel“ vereinbart, spielt dieser Zu-
sammenhang eine Rolle.

Relevant ist die Fragestellung, ob eine zeitliche Be-
grenzung des Verlustvortrags und eine Senkung des 
Körperschaftsteuersatzes gegenüber dem geltenden 
Recht positive Nettoeffekte auf relevante Zielsetzun-
gen aufweisen. Bezüglich der Investitionstätigkeit 
von Kapitalgesellschaften kann gesagt werden, dass 
geringere Steuersätze erfolgreiche Investitionen be-
lohnen und durch die Begrenzung des Verlustvortrags 
die risikoreiche Investitionsvornahme, die zu Verlus-
ten führen kann, die nicht mit Gewinnen verrechnet 
werden können, steuerlich schlechter gestellt wird. 
Letzteres muss aus allokativer Sicht nicht negativ zu 
bewerten sein, wenn eine nicht zu restriktive Begren-
zung (z.B. auf sechs Jahre) erfolgt. Hier könnte die 
Auffassung vertreten werden, dass Verluste, die nach 
sechs Jahren noch nicht mit Gewinnen verrechnet 
werden können, aus dem Eigenkapital zu tragen sind. 
Die Intensität des Wettbewerbs würde erhöht. 

Unabhängig von der isolierten Bewertung der zeit-
lichen Begrenzung eines Verlustvortrags zeigt auch 
dieses Beispiel, dass aussagefähige Analysen sich 
nicht hierauf beschränken dürfen, sondern die Folge-
wirkungen – in diesem Fall einer Steuerentlastung – in 
die Wirkungsanalyse einbeziehen müssen. 

Diese Argumentation gilt auch für die von der Bun-
desregierung erwogene Verschärfung der Mindestbe-
steuerung. Kritiker behaupten, dies wirke dämpfend 
auf die Investitionen20. Auch diese isolierte Analyse 

16 Vgl. E. W i l k : Fehleinschätzungen steuerlicher Entlastungsmaßnah-
men, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 63. Jg. (1983), H. 9, S. 447 ff.

17 Vgl. o.V.: Kirchhof will auch Unternehmen anzapfen, in: Handelsblatt 
vom 26.,27.,28. August 2005, S. 4.

18 Vgl. ebenda.

19 So W. F u e s t  vom arbeitgebernahen Institut der deutschen Wirt-
schaft. Vgl. o.V.: Kirchhofs Steuermodell belastet Industrie, in: Han-
delsblatt vom 1.September 2005, S. 6. 

20 Vgl. U. S c h re i b e r, M. O v e re s c h : Effektive Steuerbelastung der 
Unternehmen und Steuerpolitik, in: WIRTSCHAFTSDIENST, 85. Jg. 
(2005), H. 4, S. 223.
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ist nicht ausreichend, da die Folgewirkungen nicht be-
rücksichtigt werden.

Fehleinschätzungen von Steuersenkungen 
vermeiden

Eine Überschätzung positiver Wirkungen von Steu-
ersenkungen auf die Beschäftigung liegt tendenziell 
dann vor, wenn bei der Gegenfi nanzierung relativ ab-
strakt auf den Abbau steuerlicher Subventionen ver-
wiesen wird. Hierbei wird nicht ausreichend berück-
sichtigt, dass es sich beim Abbau von steuerlichen 
Subventionen und Sonderregelungen um Steuererhö-
hungen für die Betroffenen handelt, die kurzfristig die 
wirtschaftliche Aktivität erheblich bremsen können. 
Positive Allokationseffekte dürften erst zeitverzögert 
zu verzeichnen sein. 

Werden Steuersenkungen vorgenommen, bleiben 
häufi g die gewünschten Beschäftigungseffekte aus 
oder erreichen nicht das erwartete Ausmaß, so dass 
die mit diesen Steuersenkungen erhofften Steuer-
mehreinnahmen aufgrund einer erwarteten Wachs-
tumsbeschleunigung nicht erzielt werden können: Un-
ternehmensbefragungen kommen zu dem Ergebnis, 
dass der Besteuerung bei Standortentscheidungen 
keine sehr große Bedeutung zukommt. Dies zeigt 
eine Untersuchung des Fraunhofer Instituts für Sys-
temtechnik und Innovationsforschung21 deutlich: Ver-
lagerungsaktivitäten ins Ausland erfolgen im Rahmen 
der Globalisierung vor allem aus Kostengründen, das 
betrifft insbesondere Arbeitskosten, aber auch aus 
Markterschließungs- und Marktsicherungsgründen. 
Steuern, Abgaben und Subventionen spielen als Ver-
lagerungsmotive lediglich eine untergeordnete Rolle. 
Derart motivierten Standortverlagerungen kann daher 
mit Steuersenkungen nur sehr begrenzt entgegenge-
wirkt werden.

Eine belebende Wirkung von Steuersenkungen 
auf die Investitionstätigkeit mit daraus resultierenden 
Steuermehreinnahmen erreicht häufi g nicht das erwar-
tete Niveau, da potentielle Investoren der Besteuerung 
nicht die angenommene Bedeutung beimessen22. 
Steuermehreinnahmen, die unter den Erwartungen 
bleiben, haben eine zusätzliche Nettokreditaufnahme 

der Gebietskörperschaften zur Folge, wenn die Aus-
gaben nicht entsprechend reduziert werden. 

Die Annahme eines – zumindest partiellen – Selbst-
fi nanzierungseffekts von Steuersenkungen hat den 
Vorteil, dass damit die unangenehme Aufgabe entfällt, 
konkrete belastende Gegenfi nanzierungsvorschläge 
zu machen. Für die Folgen einer Überschätzung von 
Steuermehreinnahmen durch Steuersenkungsmaß-
nahmen – steigende Nettokreditaufnahmen der Ge-
bietskörperschaften – werden dann die Finanzminister 
verantwortlich gemacht. 

Die Steuerreformvorschläge der Stiftung Marktwirt-
schaft befi nden sich noch in der Diskussion und sollen 
in der ersten Jahreshälfte 2006 präsentiert werden. 
Daher kann noch nicht beurteilt werden, in welchem 
Umfang dort Steuersenkungsvorschläge durch Ge-
genfi nanzierungsvorschläge kompensiert werden 
sollen. „Vorbeugend“ wird aber bereits argumentiert: 
„Nach den internationalen Erfahrungen steigt das 
Steueraufkommen, wenn Unternehmensgewinne ge-
zielt niedriger besteuert werden. Es werden mehr Ge-
winne in Deutschland versteuert. Es wächst auch das 
Lohnsteueraufkommen.“23 Diese Aussage ist in dieser 
generellen Form kaum haltbar und nicht geeignet, 
einen Verzicht auf ausreichende Gegenfi nanzierungs-
vorschläge zu begründen.

Fazit: Steuersenkungsvorschläge sollten auf Wir-
kungsanalysen basieren, die die Folgewirkungen einer 
Steuerentlastung einbeziehen. Soweit nicht konkrete 
Kürzungen von Staatsausgaben Teil von Steuersen-
kungsvorschlägen sind und/oder kompensierende 
Steuererhöhungen (auch durch steuerlichen Sub-
ventionsabbau) vorgeschlagen werden, muss davon 
ausgegangen werden, dass es sich um ein kreditfi -
nanziertes Steuersenkungsprogramm handelt, auch 
wenn dies nicht explizit artikuliert wird. Sollten sich die 
Erwartungen hinsichtlich stimulierender Wirkungen auf 
die Wirtschaftstätigkeit erfüllen, so könnten die daraus 
resultierenden Steuermehreinnahmen zur Reduzierung 
der Nettokreditaufnahme der Gebietskörperschaften 
verwandt werden. 

Zielkonfl ikte

Im Folgenden soll insbesondere auf Konfl ikte zwi-
schen dem Ziel einer gerechten Steuerlastverteilung 
und wirtschaftlichen bzw. mehr rechtspolitisch ori-
entierten Zielen in den Steuerreformvorschlägen von 

21 Vgl. Fraunhofer Institut für Systemtechnik und Innovationsfor-
schung: Produktionsverlagerungen ins Ausland und Rückverlagerun-
gen, Ergebnisse aus der Erhebung „Innovationen in der Produktion“, 
Karlsruhe 2004.

22 Eine Handelsblattumfrage unter Führungskräften hat ergeben, dass 
für die Schaffung neuer Arbeitsplätze eine Senkung der Lohnneben-
kosten als am wichtigsten angesehen wird, eine Senkung der Unter-
nehmensteuer wird erst an sechster Stelle genannt. Vgl. o.V.: Top-Ma-
nager fordern zuerst Senkung der Lohnnebenkosten, in: Handelsblatt 
vom 14. April 2005, S. 8.

23 N. H e r z i g , J. H e y, J. L a n g , M. M ö s s n e r, a.a.O.

24 Vgl. P. K i rc h h o f : Einkommensteuer-Gesetzbuch, a.a.O.
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Paul Kirchhof, der Stiftung Marktwirtschaft und des 
Sachverständigenrats eingegangen werden. 

Paul Kirchhof24 schlägt vor, die Bemessungsgrund-
lage der Einkommensteuer radikal zu verbreitern, 
insbesondere durch Wegfall von Subventionen, Son-
dertatbeständen und Ausnahmeregelungen und die 
dadurch entstehenden Steuermehreinnahmen für eine 
grundlegende Einkommensteuerreform zu verwenden. 
Er schlägt eine Flat tax vor, der Steuersatz soll 25% 
betragen. Ein erheblicher Teil des Einkommens soll 
steuerfrei bleiben, eine indirekte Progression ist die 
Folge. Dieser Steuersatz soll auch für die Unterneh-
mensebene gelten. Damit wird nicht nur Rechtsform-
neutralität erreicht. Es wird auch eine unterschiedliche 
steuerliche Behandlung einbehaltener und ausge-
schütteter Gewinne vermieden.

Kirchhof begründet die Flat tax auch mit Gerech-
tigkeitsüberlegungen. Er behauptet, sie sei gerecht. 
Diese Entscheidung muss als Werturteil und nicht als 
wissenschaftliche Aussage angesehen werden. Aus 
dem Leistungsfähigkeitsprinzip lässt sich ein kon-
kreter Tarifverlauf nicht ableiten, auch nicht aus der 
Verfassung, allenfalls Belastungsgrenzen. Unterhalb 
einer Belastungsgrenze bleibt dem Parlament die 
Entscheidung über den Tarif der Einkommensteuer 
vorbehalten. 

Voraussetzung für die Realisierung der Rechts-
formneutralität in Kirchhofs Konzept ist der Wegfall 
der direkten Progression bei der Einkommensteuer25. 
Kirchhof reagiert hier auf einen Zielkonfl ikt: Ein direkt 
progressiver Tarifverlauf bei der Einkommensteuer 
und Rechtsformneutralität der Besteuerung können 
nicht gleichzeitig erreicht werden. Das für die Realisie-
rung der Rechtsformneutralität Notwendige, die Ab-
schaffung der direkten Progression und die Einführung 
einer Flat tax, muss als Entscheidung zugunsten der 
Rechtsformneutralität angesehen werden. Kirchhofs 
Aussage – „Es gibt keinen Rechtfertigungsgrund, ju-
ristische und natürliche Personen unterschiedlich zu 
besteuern“26 – basiert allein auf seiner Prioritätenset-
zung zugunsten der Rechtsformneutralität. Tatsäch-
lich ist aber auch eine Entscheidung zugunsten des 
progressiven Einkommensteuertarifs und gegen die 
exakte Rechtsformneutralität möglich. 

Bei der Dual-income-tax, die der Sachverständi-
genrat27 vorschlägt, wird zwischen Kapital- und Ar-
beitseinkommen unterschieden. Arbeitseinkommen 
sollen weiterhin mit der progressiven Einkommen-
steuer, Kapitaleinkommen mit einem proportionalen 
niedrigeren Steuersatz belastet werden. Das Ziel 
Standortattraktivität, aber auch Finanzierungsneutra-
lität, stehen im Vordergrund. Finanzierungsneutralität 
im pliziert Rechtsformneutralität. Der Zielkonfl ikt zwi-
schen dem synthetischen Einkommensbegriff mit ei-
nem einheitlichen Tarif sowie allokations- und investi-
tionspolitischen Zielen wird in der Weise entschieden, 
dass bei der Einkommensteuer partiell der progressive 
Tarif – für Vermögenseinkommen – entfällt.

Die Stiftung Marktwirtschaft verfolgt das Ziel der 
Rechtsformneutralität, indem eine steuerliche Be-
günstigung des einbehaltenen Gewinns für Kapitalge-
sellschaften und für Personenunternehmen gleicher-
maßen gelten soll. Nach geltendem Recht wird nur 
der einbehaltene Gewinn von Kapitalgesellschaften 
steuerlich begünstigt: Die Hälfte der Ausschüttungen 
(Halbeinkünfteverfahren) unterliegt zusätzlich der 
Einkommensteuer. Die Stiftung Marktwirtschaft un-
ternimmt den Versuch, eine steuerliche Begünstigung 
einbehaltener Gewinne auch für Personenunterneh-
men zu erreichen. Die „Verletzung“ des Ziels einer um-
fassenden progressiven Einkommensteuerbelastung 
wird damit – in Relation zum geltenden Recht – auf 
einbehaltene Gewinne von Personenunternehmen be-
schränkt. Die vom Sachverständigenrat angestrebten 
weitergehenden ökonomischen Ziele können damit 
aber nicht erreicht werden. 

Die vorangegangenen Ausführungen zeigen, dass 
Zielkonfl ikte zwischen einer als gerecht angesehenen 
progressiven Einkommensteuer und ökonomisch bzw. 
mehr rechtspolitisch orientierten Zielen von erhebli-
cher Bedeutung sind und unterschiedlich entschieden 
werden können. Um die Effi zienz des steuerpoliti-
schen Willensbildungsprozesses zu verbessern, ist 
es notwendig, diese Zielkonfl ikte transparent werden 
zu lassen. 

Zur Bedeutung der 
Rechtsformneutralität der Besteuerung

Weshalb sollte Rechtsformneutralität der Besteu-
erung realisiert werden? Häufi g wird das Argument 
verwandt, die Wahl der Rechtsform solle unabhängig 
von steuerlichen Überlegungen erfolgen.

Aus rechtlicher Sicht könnte der Forderung nach 
Rechtsformneutralität der Besteuerung entgegenge-
halten werden, das Gleiches gleich und Ungleiches 
ungleich behandelt werden soll. Zivilrechtlich sind 

25 P. Kirchhof antwortete auf die Frage, weshalb er für Deutschland 
den Einheitssatz von 25% verlangt, da doch alle Industriestaaten ein 
Steuerrecht mit Progression hätten: „Weil ich die Personengesell-
schaft und die Kapitalgesellschaft im Steuerrecht gleichstellen will.“ 
Interview in: Handelsblatt vom 26./27./28. August 2005, S. 4. 

26 P. Kirchhof im Interview in: Welt am Sonntag vom 5. 11. 2000, S. 65.

27 Vgl. Sachverständigenrat: Jahresgutachten 2003, Ziffer 584 ff.
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Kapitalgesellschaften, Personengesellschaften und 
Einzelunternehmer ungleich. Könnten sie daher nicht 
auch steuerlich weiterhin in bestimmtem Umfang un-
gleich behandelt werden, wie dies nach geltendem 
Recht der Fall ist? 

Weshalb reicht die Freiheit des Unternehmers, die 
Rechtsform mit einer bestimmten Besteuerung nach 
seinen Interessen zu wählen, nicht aus? Welche ver-
fassungsrechtliche Problematik sollte entstehen, wenn 
nicht allzu große Belastungsunterschiede zwischen 
Kapitalgesellschaften und Personenunternehmen vor-
handen sind? Die Überbetonung der Bedeutung der 
Rechtsformneutralität zeigt die „Verrechtlichung der 
deutschen Denkkategorien bei Steuerreformen“28. In 
den meisten europäischen Ländern stehen die ökono-
mischen Wirkungen im Vordergrund.

Aus ökonomischer Sicht stellt sich die Frage nach 
den Wirkungen der Rechtsformneutralität der Besteu-
erung. Wie hoch sind die Beschäftigungswirkungen 
einer exakten Realisierung der Rechtsformneutralität 
im Vergleich zum geltenden Recht? Sind positive 
Allokationseffekte in größerem Umfang zu erwarten? 
Wenn keine oder nur geringe erwünschte ökonomi-
sche Wirkungen zu erwarten sind, warum sollte dann 
exakte Rechtsformneutralität im Steuerrecht realisiert 
werden? Dies wäre ineffi zient. 

Das Argument, es könnte durch Realisierung der 
Rechtsformneutralität die Diskussion um die Frage, 
wer steuerlich besser behandelt wird, Kapitalge-
sellschaften oder Personenunternehmen, beendet 
werden, mag zwar zutreffen. Dies reicht aber nach 
Auffassung des Verfassers nicht aus. Vielleicht könnte 
ja der Versuch unternommen werden, die Diskussion 
um diesen Komplex etwas differenzierter zu gestalten, 
indem die nüchterne Analyse im Vordergrund steht 
und nicht die Durchsetzung von Steuersenkungsbe-
strebungen. 

Körperschaftsteuersatz senken

Im internationalen Vergleich ist die nominale Tarifbe-
lastung deutscher Kapitalgesellschaften relativ hoch. 
Die Diskussion darüber führte zu den Beschlüssen 
des Job-Gipfels vom März 2005, unter anderem war 
vorgesehen, den Körperschaftsteuersatz auf 19% zu 
senken. Mit der Umsetzung dieser Beschlüsse würde 
die steuerliche Begünstigung des einbehaltenen Ge-
winns von Kapitalgesellschaften verstärkt, die relative 
steuerliche Gesamtbelastung des ausgeschütteten 
Gewinns würde zunehmen. 

Steuerplanungsaktivitäten von international tätigen 
Unternehmen zielen auch darauf ab, Verluste nach 
Möglichkeit in Ländern mit hohen Steuersätzen – wie 
Deutschland – anfallen zu lassen. Die Senkung des 
Körperschaftsteuersatzes würde tendenziell dazu 
führen, dass die Attraktivität von Verlustverlagerun-
gen nach Deutschland zumindest verringert wird. Die 
Steuereinnahmen würden steigen. Auch bei vollstän-
diger Gegenfi nanzierung durch eine Verbreiterung der 
Bessungsgrundlage der Körperschaftsteuer würde 
dieser Effekt erzielt.

Wenn die steuerliche Begünstigung des einbehalte-
nen Gewinns weiter verstärkt werden soll, käme für die 
Gegenfi nanzierung eine Erhöhung der Ausschüttungs-
belastung in Betracht. Das Halbeinkünfteverfahren 
müsste in der Weise modifi ziert werden, dass der der 
Einkommensteuer unterliegende Teil der Ausschüt-
tung erhöht wird.

Für eine Gegenfi nanzierung im Bereich der Unter-
nehmensbesteuerung könnte eine Orientierung am 
Konzept „breite Bemessungsgrundlagen (auch durch 
Einschränkung der Abschreibungsbedingungen), 
niedrigere Steuersätze“, das seit über 20 Jahren in 
Deutschland diskutiert wird und teilweise umgesetzt 
wurde und das durch Paul Kirchhof eine radikal kon-
sequente Ausgestaltung fand, herangezogen wer-
den. Kirchhof ist in seinen Vorschlägen über dieses 
Konzept hinausgegangen, aber seine Vorschläge zur 
Verbreiterung der Bemessungsgrundlagen können 
von denjenigen herangezogen werden, die dieses 
Konzept ernsthaft verfolgen. Mögliche Kritik, dies 
sei kontraproduktiv, ist sicherlich von Verbänden zu 
erwarten. Diese dürfte aber auf den erörterten wenig 
brauchbaren isolierten Wirkungsanalysen beruhen. 
Be- und entlastende Wirkungen sind in eine Analyse 
einzubeziehen. 

Begünstigung einbehaltener Gewinne auch bei 
Personenunternehmen?

An einer einheitlichen Unternehmensteuer, mit der 
auch Personenunternehmen in eine niedrigere Be-
steuerung von in Unternehmen verbleibenden Gewin-
nen einbezogen werden sollen, führt nach Auffassung 
der Stiftung Marktwirtschaft kein Weg vorbei29. Dies 
erfordere auch die Notwendigkeit der internationalen 
Wettbewerbsfähigkeit30. 

Diese Argumentation ist nicht überzeugend. Wes-
halb sollte ein Element der Besteuerung von Kapital-

28 F. W. Wa g n e r : Einheitliche Unternehmenssteuern schaffen Proble-
me, Gastkommentar in: Handelsblatt, 13.2.2002, S.3. 

29 Vgl. Tagungsbericht der Kommission „Steuergesetzbuch“, a.a.O., 
S. 6.

30 Vgl. ebenda.
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gesellschaften und ihrer Anteilseigner – die steuerliche 
Begünstigung einbehaltener Gewinne – auf Personen-
unternehmen ausgedehnt werden? Um diese Frage zu 
beantworten, ist es zweckmäßig, zunächst die steuer-
liche Gesamtbelastung von Kapital- und Personenun-
ternehmen zu vergleichen.

Lietmeyer/Petzold31 sind in ihrer Analyse der 
steuerlichen Gesamtbelastung von Personenunter-
nehmen und Kapitalgesellschaften zu dem Ergebnis 
gekommen, dass nach geltendem Recht die weit 
überwiegende Anzahl der Personenunternehmen 
geringer belastet wird als Kapitalgesellschaften. „Für 
Personenunternehmen …. mit Gewinnen deutlich über 
100 000 Euro ist die Durchschnittsbelastung geringer 
als bei Kapitalgesellschaften, soweit bei der Kapital-
gesellschaft der Anteil der ausgeschütteten Gewinne 
über 50% liegt.“32

In diesem Zusammenhang muss berücksichtigt 
werden, dass das Argument, im internationalen Stand-
ortwettbewerb komme es auf die Ausschüttungsbe-
lastung nicht an, zwar für Kapitalgesellschaften gelten 
mag, für Personenunternehmen dürfte dies generell 
so nicht zutreffend sein, da Unternehmensleitung 
und Kapitaleigner häufi g identisch sind. Die Anzahl 
der Personenunternehmen, die die steuerliche Ge-
samtbelastung der Kapitalgesellschaft derjenigen der 
Personenunternehmen vorziehen würde, dürfte relativ 
begrenzt sein.

Es ist daher nicht erkennbar, weshalb Personenun-
ternehmen generell steuerlich entlastet werden sollten 
und damit ein neues Besteuerungsregime für sämtli-
che Personenunternehmen eingeführt werden sollte. 
Außerdem muss berücksichtigt werden, dass das 
Argument „internationale Wettbewerbsfähigkeit“ zwar 
für größere Personengesellschaften zutrifft, nicht aber 
für die weit überwiegende Anzahl der Selbständigen. 
Der Bäckermeister oder Arzt steht in der Regel nicht 
direkt im internationalen Wettbewerb. 

Aus dem steuerlichen Belastungsvergleich könnte 
auch die Schlussfolgerung gezogen werden, dass 
eher Kapitalgesellschaften entlastet werden müssten, 
wenn eine Annäherung an die Rechtsformneutralität 
angestrebt wird. 

Die Stiftung Marktwirtschaft könnte einen Beitrag 
zu einer effi zienteren Diskussion um die Neuord-
nung der Unternehmensteuer leisten, wenn sie ih-
ren Vorschlägen folgendes zu Grunde legen würde: 
Steuermindereinnahmen werden in vollem Umfang 

durch steuerlich belastende Vorschläge im Bereich 
der Unternehmensbesteuerung kompensiert. Dabei 
könnte das Konzept „breite Steuerbemessungsgrund-
lagen, niedrigere Steuersätze“ als Orientierung dienen. 
Auch die Vorschläge Paul Kirchhofs zur Verbreiterung 
der Steuerbemessungsgrundlage im Bereich der 
Unternehmensbesteuerung könnten herangezogen 
werden. Der Hinweis auf Selbstfi nanzierungseffekte 
unterbleibt. Damit könnte vermieden werden, dass 
wiederum ein kreditfi nanzierter Steuerentlastungsvor-
schlag zur Ineffi zienz der steuerpolitischen Diskussion 
beiträgt.

Auf einen so konzipierten Vorschlag einer allgemei-
nen Unternehmensteuer könnten sich unabhängige 
Wissenschaftler konzentrieren. Für die interessierte 
Öffentlichkeit hätte dies den Vorteil, dass die konkrete 
Ausgestaltung transparent würde und reklamierte po-
sitive Wirkungen überprüft werden könnten; denn eine 
Änderung der Steuerstruktur macht nur Sinn, wenn 
aufkommensneutral positive Wirkungen auftreten. 
Sind auch Steuersenkungen für Unternehmen beab-
sichtigt, hätte „die Politik“ eine gute Grundlage, die 
Steuersätze entsprechend zu reduzieren.

Als Alternative zu einer allgemeinen Unternehmen-
steuer könnte geprüft werden, ob es zweckmäßig wä-
re, Personenunternehmen den Rechtsformwechsel zur 
Kapitalgesellschaft zu erleichtern. Insbesondere große 
Personengesellschaften könnten, falls ein Interesse 
vorhanden sein sollte, diese Möglichkeit nutzen. 

Steuerstrukturpolitik erforderlich

Die vorangegangenen Ausführungen sollten auch 
ein Plädoyer für die Beendigung der permanenten 
Steuerreformdiskussionen mit unzureichenden Wir-
kungsanalysen sein. Das ausufernde Beklagen eines 
komplizierten Steuersystems ist nicht zielführend. 

Steuersenkungsvorschläge sind weitgehend über-
fl üssig, wenn sie – auch aufgrund unzureichender Wir-
kungsanalysen – zur Erhöhung der Nettokreditaufnah-
me der Gebietskörperschaften beitragen. Notwendig 
wäre die Konzentration auf umfassende vergleichende 
Wirkungsanalysen- in Bezug auf das geltende Recht 
oder in Bezug auf Alternativen – in Relation zu rele-
vanten Zielsetzungen, bei Aufkommensneutralität 
innerhalb des Steuersystems. Nur so kann festgestellt 
werden, ob eine Verbesserung der Steuerstruktur zu 
erwarten ist. Wissenschaftler könnten sich auf eine 
derartige Steuerstrukturpolitik konzentrieren. Wenn 
beabsichtigt ist, Steuersenkungen vorzunehmen, 
könnte die Politik auf dieser Grundlage entsprechend 
entscheiden.

31 V. L i e t m e y e r, O. P e t z o l d , a.a.O., S. 590 ff.

32 Ebenda, S. 591.


